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Beglaubigte Abschrift 

VG 21 L 528/25 

VERWALTUNGSGERICHT BERLIN 

BESCHLUSS 

In der Verwaltungsstreitsache 

, geb.  der Frau 
 

Antragstellerin, 

Verfahrensbevollmächtigte(r): 
Rechtsanwalt Stefan Gräbner, 
Kantstraße 154 A, 10623 Berlin, 

g e g e n 

das Land Berlin, 
vertreten durch das Landesamt für Einwanderung, 
Friedrich-Krause-Ufer 24, 13353 Berlin, 

Antragsgegner, 

hat die 21. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin 
durch 

die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht Dr. Maier-Bledjian, 
den Richter am Verwaltungsgericht Noordin und  
den Richter Dr. Moir 

am 23. Januar 2026 beschlossen: 

Die aufschiebende Wirkung der Klage vom 14. August 2025 (VG 21 K 529/25) 
gegen den Bescheid des Landesamtes für Einwanderung vom 30. Juli 2025 
wird angeordnet. 

Der Antragsgegner trägt die Kosten des Verfahrens. 

Eingang beA 23.01.2026
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Der Wert des Verfahrensgegenstandes wird auf 2.500,00 EUR festgesetzt.  

Gründe 

Der sinngemäß gestellte Antrag der indischen Antragstellerin, 

die aufschiebende Wirkung ihrer Klage (VG 21 K 529/25) gegen den Bescheid 
des Landesamtes für Einwanderung vom 30. Juli 2025 anzuordnen, 

hat Erfolg. Der Antrag ist zulässig (A.) und begründet (B.).  

A. Der Antrag ist zulässig, insbesondere statthaft.  

Dies ergibt sich, soweit die Antragstellerin die aufschiebende Wirkung ihrer Klage 

gegen die Ablehnung des Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis (Ziffer 1  

des Bescheides vom 30. Juli 2025) beantragt, aus § 80 Abs. 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 

Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO – i.V.m. § 84 Abs. 1 Nr. 1 Aufenthaltsgesetz – 

AufenthG –, wonach die Klage gegen die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung 

oder Verlängerung des Aufenthaltstitels keine aufschiebende Wirkung hat. Soweit 

sich der Antrag gegen die Abschiebungsandrohung richtet (Ziffer 2), ist er ebenfalls 

statthaft, da die Klage insoweit gemäß § 80 Abs. 2 Satz 2 VwGO i.V.m. § 63 Abs. 1 

Satz 1 des Gesetzes über die Justiz im Land Berlin keine aufschiebende Wirkung 

hat. Hinsichtlich der Anordnung des Einreise- und Aufenthaltsverbots und seiner Be-

fristung (Ziffer 3) ist der Antrag statthaft, da die Klage gemäß § 80 Abs. 5 Abs.  2 

Satz 1 Nr. 3 VwGO i.V.m. § 84 Abs. 1 Nr. 7 AufenthG keine aufschiebende Wirkung 

entfaltet. 

B. Der Antrag ist auch begründet. 

Gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 1 VwGO kann das Gericht die aufschiebende Wirkung 

einer Klage anordnen, wenn das Interesse des Antragstellers am vorläufigen Nicht -

vollzug das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts 

überwiegt. Diese vom Gericht vorzunehmende Interessenabwägung richtet sich in 

erster Linie nach den Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in der Hauptsache. Ergibt 

die im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes gebotene summarische Prüfung 

der Sach- und Rechtslage, dass der sofort vollziehbare Verwaltungsakt offensichtlich 

rechtmäßig ist, überwiegt das öffentliche Vollziehungsinteresse das private Ausset-

zungsinteresse. Ist der angegriffene Bescheid offensichtlich rechtswidrig, überwiegt 

das Suspensivinteresse des Antragstellers. Denn an der Vollziehung einer rechts-
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widrigen hoheitlichen Maßnahme kann kein öffentliches Interesse bestehen. Kann 

zwar die offensichtliche Rechtswidrigkeit des angefochtenen Verwaltungsakts nicht 

festgestellt werden, bestehen aber ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des an-

gefochtenen Verwaltungsaktes, so spricht auch dies für die Anordnung der aufschie-

benden Wirkung (vgl. Hoppe, in: Eyermann, VwGO, 16. Aufl. 2022, § 80 Rn. 92). Nur 

in dem Fall, dass die Prognose der Erfolgsaussichten in der Hauptsache offen sind, 

also die Evidenzkontrolle ergebnislos bleibt, hat das Gericht eine von den Erfolg-

saussichten losgelöste Folgenabwägung durchzuführen (s. nur BVerwG, Beschluss 

vom 16. September 2014 – BVerwG 7 VR 1.14 – juris, Rn. 12; OVG Berlin-

Brandenburg, Beschlüsse vom 17. September 2025 – OVG 1 S 51/25 – EA, S. 4, 

und vom 18. Januar 2011 – OVG 2 S 63.10 – juris, Rn. 2 ff.). Dabei sind den Folgen 

einer Aussetzung der Vollziehung des Bescheids trotz späterer Erfolglosigkeit der 

Klage die Folgen einer sofortigen Vollziehung trotz späteren Obsiegens in der 

Hauptsache gegenüberzustellen (OVG Münster, Beschluss vom 9. April 2019 – OVG 

4 B 500/18 – juris, Rn. 6). 

Ausgehend von diesem Maßstab überwiegt das Aussetzungsinteresse der Antrag-

stellerin das Interesse am Sofortvollzug, da die Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs 

in der Hauptsache offen sind und die anzustellende Folgenabwägung ein Überwie-

gen des Interesses der Antragstellerin an der aufschiebenden Wirkung ihres Rechts-

behelfs ergibt. 

1. Das gilt zunächst mit Blick auf die unter Ziffer 1 des Bescheides vom 30. Juli 2025 

getroffene Entscheidung des Antragsgegners, die Aufenthaltserlaubnis der Antrag-

stellerin trotz rechtzeitigen Antrags nicht zu verlängern.   

a) Die Erfolgsaussichten der Klage sind nach summarischer Prüfung als offen anzu-

sehen. Die Ablehnung des Antrags auf Verlängerung der begehrten Aufenthaltser-

laubnis zu Studienzwecken in Ziffer 1 des streitgegenständlichen Bescheids ist we-

der offensichtlich rechtmäßig noch offensichtlich rechtswidrig.  

aa) Die Ablehnung der Verlängerung des Aufenthaltstitels nach § 16b Abs. 1 Satz 1 

AufenthG durch das Landesamt kann nicht schon deshalb als rechtmäßig angesehen 

werden, weil es an den Regelerteilungsvoraussetzungen zur Verlängerung des Auf-

enthaltstitels fehlt. Die Antragstellerin kann insbesondere ihren Lebensunterhalt si-

chern.  

Die auch bei der Verlängerung eines Aufenthaltstitels erforderliche Sicherung des 

Lebensunterhaltes nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG gilt in den Fällen des § 16b Abs. 
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1 Satz 1 AufenthG nach § 2 Abs. 3 Satz 1 AufenthG als gegeben, wenn der Auslän-

der über monatliche Mittel in Höhe des monatlichen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 

13a Abs. 1 BAföG bestimmt wird, verfügt (§ 2 Abs. 3 Satz 5 AufenthG). Dabei han-

delt es sich um eine zukunftsgerichtete Prognoseentscheidung (BVerwG, Urteil vom 

18. April 2013 – BVerwG 10 C 10/12 – juris, Rn. 13). Daraus ergibt sich für Studie-

rende an einer Hochschule ein Regelbedarf in Höhe von monatlich 992,00 Euro ein-

schließlich Kranken- und Pflegeversicherungszuschlag (vgl. Bekanntmachung des 

Bundesministeriums des Innern und für Heimat vom 19. August 2024, BAnz AT vom 

27. August 2024).  

Die Antragstellerin hat durch die Vorlage entsprechender Lohnabrechnungen einen 

monatlichen Nettoverdienst in Höhe von 1.541,15 Euro glaubhaft gemacht. Sie hat 

auch glaubhaft gemacht, dass sie die fällig gewordenen Studiengebühren in Höhe 

von insgesamt 10.841,36 Euro für den gesamten von ihr besuchten Studiengang 

Master of Business Administration (MBA) fast vollständig – zum 13. Juni 2025 waren 

hiervon nur noch 95,00 Euro offen – beglichen hat. Davon geht nunmehr auch der 

Antragsgegner aus.    

bb) Für die Frage der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Bescheids kommt es hier 

entscheidend darauf an, ob es sich bei dem durch die Antragstellerin belegten Studi-

engang „myStudies Master of Business Administration MBA“ an der IU Internationale 

Hochschule um ein „Vollzeitstudium“ i.S.d. § 16b Abs. 1 Satz 1 AufenthG handelt. 

Denn auch bei einer Einreise mit einem Visum zu Studienzwecken reicht es für die 

Erteilung einer nach § 16b Abs. 1 Satz 1 AufenthG begehrten Aufenthaltserlaubnis 

nicht aus, dass gemäß § 16b Abs. 2 Satz 4 AufenthG der Aufenthaltszweck noch 

nicht erreicht ist und in einem angemessenen Zeitraum noch erreicht werden kann. 

Denn § 16b Abs. 2 Satz 4 AufenthG regelt die Voraussetzungen zur Verlängerung 

einer entsprechenden Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken nicht abschließend, 

sondern normiert zusätzliche Erteilungsvoraussetzungen (vgl. nur VGH München, 

Beschluss vom 8. Februar 2006 –VGH 24 CS 06.357 – juris, Rn. 15 sowie Beschluss 

vom 18. September 2023 – VGH 10 CS 22.863, 10 C 22.864 – juris, Rn. 28). Eine 

hiervon abweichende Auslegung folgt auch nicht aus dem im Rechtsstaatsprinzip 

verwurzelten Grundsatz des Vertrauensschutzes (vgl. dazu ausführlich VG Berlin, 

Urteil vom 28. November 2025 – VG 11 K 175/25 – juris, Rn. 20 ff.). 

Ob auch ein überwiegend online verfolgtes Studium den Voraussetzungen des § 16b 

Abs. 1 Satz 1 AufenthG unterfällt, ist in Literatur und Rechtsprechung umstritten und 

höchstrichterlich nicht geklärt.  
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Vertreten wird, dass eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Abs. 1 Satz 1 AufenthG 

nur erteilt werden kann, wenn die Anwesenheit im Bundesgebiet für das Studium 

zwingend erforderlich ist (vgl. VG Berlin, Urteil vom 28. November 2025 – VG 11 K 

175/25 – juris, Rn. 42, in diese Richtung auch VG München, Urteil vom 26. Februar 

2019 – VG M 4 K 17.5983 – juris, Rn. 46 m.w.N.; Kluth, in: Ehlers/Fehling/Pünder, 

Besonderes Verwaltungsrecht, Bd 3, 4. Aufl. 2020, Abschnitt 2 Rn. 177).  Nach ande-

rer Ansicht muss dagegen (nur) darauf abgestellt werden, ob es sich bei dem Studi-

um um ein Vollzeitstudium handelt und ob sich die Studienpläne an dem Präsenz- 

und Vollzeitstudium einer Universität orientieren. Insoweit soll eine Aufenthaltser-

laubnis auch zum Zweck eines überwiegend online stattfindenden Studiums erteilt 

oder verlängert werden können, insbesondere wenn zumindest auch (kompaktere) 

Lehrveranstaltungen in Präsenz im Bundesgebiet zu absolvieren sind (vgl. Eichen-

hofer, in: Huber/Eichenhofer/Endres de Oliveira AufenthaltsR, 2. Aufl. 2025, Teil 1. 

Rn. 238). Nach der Einschätzung des Beschwerdegerichts der Kammer bedarf die 

Frage einer eingehenden Prüfung (OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 5. De-

zember 2025 – OVG 12 S 52/25 – BA, S. 2).  

Aus Sicht der Kammer spricht einiges dafür, dass Studiengänge, die nicht komplett 

als Fern- oder Onlinestudium angeboten und absolviert werden können, sondern so 

wie hier auch nicht völlig untergeordnete verpflichtende Lehrangebote in Präsenz 

umfassen, unter die Norm des § 16b Abs. 1 Satz 1 AufenthG fallen, auch wenn die 

(Abschluss-)Prüfungen nicht zwingend vor Ort abzulegen sind. Dies könnte auch 

dann gelten, wenn die Verletzung der Präsenzpflicht vonseiten der Hochschule nicht 

mit einer Sanktion verknüpft ist. Denn der Wortlaut des § 16b Abs. 1 AufenthG gibt 

zunächst keinerlei Auskunft darüber, inwieweit der Gesetzgeber die Erteilung oder 

Verlängerung eines Aufenthaltstitels von der Qualität und Ausgestaltung von Prä-

senzpflichten im Studium abhängig machen wollte. Vor dem Hintergrund des Gleich-

behandlungsgebots nach Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes – GG – dürfte es aller-

dings angezeigt sein, die Gruppe ausländischer Studierender, die ein teilweise onli-

ne zu absolvierendes Studium belegen, und die Gruppe ausländischer Studierender, 

die zwar in einem klassischen Präsenzstudium eingeschrieben sind, das wiederum 

aber kaum oder nur eine ganz geringe Anzahl an verpflichtenden Präsenzveranstal-

tungen umfasst, in Bezug zu setzen. Erstere würden bei einem engen Verständnis 

der Norm des § 16b Abs. 1 Satz 1 AufenthG keine Aufenthaltserlaubnis erhalten, 

letztere schon. So sieht zwar beispielsweise das Studium der Rechtwissenschaft die 

Ableistung verpflichtender praktischer Studienleistungen, den Besuch von Arbeits-

gemeinschaften im Grundstudium und das Bestehen von Klausuren und Hausarbei-
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ten im Grund- und Hauptstudium vor. Verpflichtende Präsenzvorlesungen – die nach 

wie vor den Großteil der Angebote der Fakultäten ausmachen – sind dem juristi-

schen Studium hingegen fremd. Eine Unterscheidung zu ausländischen Studieren-

den, die wie die Antragstellerin ein Onlinestudium mit Präsenzanteilen in Form von 

Tutorien und Praktika erbringt, ist ebenso wenig erkennbar wie eine mögliche Recht-

fertigung für die Ungleichbehandlung.  

cc) Darüber hinaus stellen sich weitergehende tatsächliche Fragen, die einer Ent-

scheidung im Eilverfahren entgegenstehen und weitere Ermittlungen durch die 

Kammer erfordern. So ist zu ermitteln, welche Lehrveranstaltungen durch die Hoch-

schule der Antragstellerin in Präsenz angeboten werden und ob und inwieweit insbe-

sondere Praxismodule – von denen die Antragstellerin derzeit eines absolviert – im 

Bundesgebiet stattfinden müssen. Schließlich ist voraussichtlich Beweis darüber zu 

erheben, ob sich das durch die IU Internationale Hochschule angebotene und von 

der Antragstellerin besuchte MBA-Studium hinsichtlich der Studienpläne an dem 

Studium in Präsenz und Vollzeit an einer Universität orientiert.   

b) Die anzustellende Folgenabwägung fällt zugunsten der Antragstellerin aus. Die 

Nachteile, die der Antragstellerin im Falle des Sofortvollzugs drohen, sind von erheb-

licherem Gewicht als die Nachteile, die im Falle der Anordnung der aufschiebenden 

Wirkung drohen.  

Sofern eine Anordnung der aufschiebenden Wirkung durch die Kammer unterbliebe, 

drohte der Antragstellerin die Abschiebung. Das hätte zur Folge, dass die Antragstel-

lerin das im laufenden Wintersemester von ihr absolvierte Praktikum („Internship 

FSINTER“) unterbrechen müsste. Dieses umfasst 300 Pflichtstunden und ist nach 

dem unbestrittenen Vortrag der Antragstellerin grundsätzlich so konzipiert, dass es 

im Bundesgebiet absolviert wird. Die mit einer Ausreise verbundene unfreiwillige Un-

terbrechung des Studiums stellt einen Eingriff in die Ausbildungsfreiheit der Antrag-

stellerin dar, die verfassungsrechtlich im Rahmen von Art. 2 Abs. 1 GG geschützt ist. 

Mit einer vorläufigen Unterbrechung des Studiums dürften die weiteren Berufswahl-

möglichkeiten der Antragstellerin im Inland zudem eingeschränkt sein. Mit einem 

Fortzug würde die Antragstellerin auch ihren Wohnsitz und ihre studentische Er-

werbstätigkeit verlieren.  

Die Anordnung der aufschiebenden Wirkung wiederum hätte für die Allgemeinheit 

zur Folge, dass die aus dem Bescheid vom 30. Juli 2025 folgende Ausreisepflicht 

vorerst nicht durchsetzbar wäre und die damit einhergehende gesetzliche Vollzugs-
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entscheidung des Gesetzgebers in § 84 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG leerliefe. Als allge-

meines Funktionsinteresse ist der Eingriff indes als geringer einzuordnen. Das all-

gemeine Vollzugsinteresse hat sich im Fall der Antragstellerin nicht zu einem gestei-

gerten Schutzinteresse der Allgemeinheit konkretisiert, das die Behörde wahrzu-

nehmen hat. Denn eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung geht von 

der Antragstellerin nicht aus. Weder bestehen Anhaltspunkte für strafrechtlich rele-

vantes Verhalten noch besteht die konkrete Gefahr einer Belastung der Allgemein-

heit durch die Inanspruchnahme von Sozialhilfe, da die – im Übrigen durch den Ab-

schluss ihres Bachelors bereits akademisch qualifizierte – Antragstellerin in unbefris-

teter (Teilzeit-)Tätigkeit angestellt ist.  

2. Da die aufschiebende Wirkung der Klage gegen Ziffer 1 des angegriffenen Be-

scheids nach alledem anzuordnen ist, ist in der Konsequenz auch die aufschiebende 

Wirkung hinsichtlich der in Ziffer 2 des angegriffenen Bescheids verfügte Abschie-

bungsandrohung nach Indien sowie des mit Ziffer 3 des Bescheides angeordneten 

Einreise- und Aufenthaltsverbots anzuordnen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Festsetzung des Streit-

werts folgt aus §§ 52 Abs. 2, 53 Abs. 2 Nr. 2 des Gerichtskostengesetzes sowie Zif-

fer 8.1.2. und 8.2.1. des Streitwertkatalog für die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Der so 

ermittelte Streitwert war für das Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes zu halbie-

ren. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen die Sachentscheidung ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zulässig. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 10557 Berlin 
einzulegen. Die Frist für die Einlegung der Beschwerde endet zwei Wochen nach 
Zustellung dieses Beschlusses. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses zu be-
gründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt 
worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 
31, 10623 Berlin, einzureichen. Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten, die 
Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder aufzuheben ist und 
sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinandersetzen. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoll-
mächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde. Als Be-
vollmächtigte sind Rechtsanwälte und Rechtslehrer an einer staatlichen oder staat-
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lich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
oder der Schweiz mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber hinaus kön-
nen auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und 
Organisationen auftreten. Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann 
sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse können sich durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt 
vertreten lassen; das Beschäftigungsverhältnis kann auch zu einer anderen Behörde, 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem der genannten Zusammen-
schlüsse bestehen. Richter dürfen nicht vor dem Gericht, ehrenamtliche Richter nicht 
vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. 

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 
Euro übersteigt. Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 
7, 10557 Berlin einzulegen. Sie ist innerhalb von sechs Monaten einzulegen, nach-
dem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren 
sich anderweitig erledigt hat. Der Vertretung durch einen Prozessbevollmächtigten 
bedarf es nicht. 

   
Dr. Maier-Bledjian Noordin Dr. Moir 
 




